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AUFSÄTZE
Dr. Janna Beckmann*

Rechtsanspruch von Schulkindern auf Förderung in 
Tageseinrichtungen nach § 24 SGB VIII ab 2026
Inhaltliche Anforderungen an die Erfüllung des Förderauftrags

Der Aufsatz geht der Frage nach, welchen Inhalt der Rechts-
anspruch auf ganztägige Förderung gem. §  24 Abs.  4 
SGB VIII hat, der mit dem Ganztagsförderungsgesetz (Ga-
FöG) für Grundschulkinder ab dem Schuljahr 2026/27 ein-
geführt wurde.

I. Einleitung

Mit dem GaFöG wird in § 24 Abs. 4 SGB VIII ab 1.8.2026 suk-
zessive ein individueller Rechtsanspruch von Grundschul-
kindern auf ganztägige Förderung in Tageseinrichtungen als 
Leistung der Kinder- und Jugendhilfe eingeführt. Dieser An-
spruch besteht für Schulkinder, die im Schuljahr 2026/27 oder 
in den Folgejahren die erste Klassenstufe besuchen, sodass ab 
1.8.2029 alle Grundschulkinder bis zum Beginn der fünften 
Klassenstufe einen individuellen, dh einklagbaren Rechtsan-
spruch haben. In diesem Aufsatz wird der Frage nachgegan-
gen, welchen genauen Inhalt und Umfang der Rechtsanspruch 
auf „Förderung“ hat, den es für die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe ab 2026 zu erfüllen gilt. In Bezug auf die gesetzlich 
geregelte Erfüllungswirkung schulischer Ganztagsangebote 
wird zudem geprüft, an welche Voraussetzungen diese Erfül-
lungswirkung gebunden ist.

II. Inhalt des Rechtsanspruchs

Gem. § 24 Abs. 4 SGB VIII (Fassung GaFöG) hat ein Kind, das im 
Schuljahr 2026/27 oder in den Folgejahren die erste Klassen-
stufe besucht, ab dem Schuleintritt bis zum Besuch der fünften 
Klassenstufe einen Anspruch auf „Förderung“ in einer Tages-
einrichtung.

1. Individueller Rechtsanspruch
Durch die Ausgestaltung als Rechtsanspruch wird dem Kind
ein subjektives öffentliches Recht eingeräumt, das vor dem
Verwaltungsgericht eingeklagt werden kann.1 In Bezug auf ein 
bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen in Tageseinrichtungen
werden die Träger der öffentlichen Jugendhilfe bereits durch
die bestehende Pflicht zur Hinwirkung auf ein bedarfsge-
rechtes Angebot objektiv-rechtlich gebunden. Es besteht also
bereits jetzt eine ausdrückliche gesetzliche Verpflichtung, ein
ausreichendes Angebot an Plätzen zu schaffen und Kindern
Plätze zuzuweisen. Gleichwohl kann die Nachfrage an Be-

treuungsplätzen für Grundschulkinder in der Praxis bislang 
aufgrund eines unzureichenden Platzangebots nicht gedeckt 
werden, sodass die Einführung eines Rechtsanspruchs auf-
grund der damit verbundenen gerichtlichen Durchsetzbarkeit 
zu einer höheren Verbindlichkeit beitragen soll.2

Für Kinder, für die der Rechtsanspruch (noch) nicht besteht, 
also für Kinder anderer Klassenstufen, bleibt es gem. §  24 
Abs. 5 SGB VIII (Fassung GaFöG) bei der objektiv-rechtlichen 
Pflicht zur Vorhaltung eines bedarfsgerechten Angebots im 
Umfang des individuellen Bedarfs.3

2. Anspruchsinhaber und Anspruchsgegner
Anspruchsinhaber (m/w/d**) sind Kinder, die im Schuljahr
2026/27 oder in den Folgejahren die erste Klassenstufe besu-
chen. Ab dem Schuljahr 2029/30 hat daher jedes Grundschul-
kind den Rechtsanspruch. Der Anspruch besteht dabei ab dem 
Schuleintritt bis zum Eintritt in die fünfte Klassenstufe. An-
spruchsgegner sind die örtlich zuständigen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe, die durch Landesrecht bestimmt werden
(§ 69 Abs. 1 SGB VIII iVm Landesrecht), idR also die Kreise und 
kreisfreien Städte sowie ausnahmsweise auch kreisangehörige
Städte mit eigenem Jugendamt.4

3. Tageseinrichtung als Ort der Erfüllung
Die Förderung muss grundsätzlich in einer Tageseinrichtung
erfolgen und kann nur ergänzend oder bei besonderem Be-

*	 Die Verf. ist Bereichsleiterin Forschung der Abteilung Rechtsberatung/Rechts-
politik/Forschung im Deutschen Institut für Jugendhilfe und Familienrecht e. V. 
(DIJuF), Heidelberg.

**	 Alle Geschlechter sind gemeint. Zugunsten der besseren Lesbarkeit wird den 
Veröffentlichungsvorgaben der Zeitschrift entspr. jew. in einem Beitrag durch-
gängig entweder nur die männliche oder nur die weibliche Form verwendet.

1	 LPK-SGB VIII/Kaiser, 8. Aufl. 2022, SGB VIII § 24 Rn. 38; zu den möglichen 
Klagen in Bezug auf die Durchsetzung des Rechtsanspruchs und mögli-
che Schadensersatzansprüche bei Nichterfüllung s. etwa Wiesner/Wapler/
Schweigler, 6. Aufl. 2022, SGB VIII § 24 Rn. 51 ff.; FK-SGB VIII/Beckmann, 
9. Aufl. 2022, SGB VIII § 24 Rn. 68 ff.

2	 BT-Drs. 19/29764, 1; Münder Bedarfsdeckende Förderung und Betreuung für 
Grundschulkinder durch Schaffung eines Rechtsanspruchs, 2017, 9, abrufbar 
unter www.bvktp.de/media/170821_expertise_muender_langfassung_final.
pdf, Abruf: 16.10.2023.

3	 Dazu etwa Wiesner/Wapler/Schweigler SGB  VIII §  24 Rn.  72 (Fn.  1);  
FK-SGB VIII/Beckmann SGB VIII § 24 Rn. 64 (Fn. 1).

4	 Dazu im Einzelnen DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2022, 497 (498).

http://www.bvktp.de/media/170821_expertise_muender_langfassung_final.pdf
http://www.bvktp.de/media/170821_expertise_muender_langfassung_final.pdf
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darf auch in Tagespflege erbracht werden (§  24 Abs.  4 S.  6 
iVm Abs. 3 S. 3 SGB VIII). Demgemäß wird für die Gruppe der 
Schulkinder vom Gesetzgeber der Förderung im institutionel-
len Setting von Tageseinrichtungen ausdrücklich der Vorzug 
gegenüber der familienähnlichen Betreuung in Kindertages-
pflege gegeben. Für den Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist 
daher ein generelles Ausweichen auf die Förderung in der Kin-
dertagespflege zum Zweck der Erfüllung der Rechtsansprüche 
nicht möglich.5

Von Bedeutung ist auch die zumutbare Entfernung der Tages-
einrichtung, in der der Rechtsanspruch erfüllt werden kann. 
Auch wenn Förderangebote nach § 24 Abs. 4 SGB VIII sehr häu-
fig im Rahmen einer Kooperation mit den jeweiligen Schulen 
in den Räumlichkeiten dieser bestehen, muss der Rechtsan-
spruch nicht zwangsläufig auf dem Gelände der Schule um-
gesetzt werden, die das Kind besucht. Vielmehr ist er grund-
sätzlich im räumlichen Bereich des Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe zu erfüllen, wobei die Entfernung zumutbar sein 
muss. Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII sind Einrichtungen so 
zu planen, dass Kontakte im sozialen Umfeld gepflegt werden 
können. Für die Förderung in Tageseinrichtungen ergibt sich 
dies sowohl aus dem Erfordernis der Förderung der Entwick-
lung des Kindes (§ 22 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 SGB VIII) als auch dem 
Erfordernis der Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbs-
tätigkeit und Kindererziehung (§ 22 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 SGB VIII).6 
Allgemein wird für die Kindertagesbetreuung daraus das Prin-
zip der Wohnortnähe angeleitet,7 wobei es um die Erreichbar-
keit für das Kind und seine Eltern geht.8 Für die Förderung von 
Schulkindern ist hingegen in erster Linie die Entfernung von 
der besuchten Schule ausschlaggebend. Denn es entspricht 
sowohl dem Interesse der Schulkinder, möglichst nah an der 
Schule und gemeinsam mit ihren Mitschülern betreut werden 
zu können, als auch dem der Eltern, für ihr Kind nicht vor dem 
Schulbeginn oder im Anschluss an die Schulzeiten den Weg 
zu einer weiter entfernten Tageseinrichtung zu organisieren. 
Entsprechend wird auch in der Rechtsprechung für die zu-
mutbare Entfernung auf das Kriterium der Grundschulnähe 
abgestellt.9 Als zumutbar angesehen werden könnte daher ein 
Angebot in einer Einrichtung entweder in den Räumlichkeiten 
der Schule oder in unmittelbarer Nähe zur Schule, bei etwas 
weiterer Entfernung möglicherweise auch verbunden mit der 
Möglichkeit der betreuten Abholung einer Gruppe von Kin-
dern.10

4. „Förderung“ als konstitutives Leistungselement und
qualitative Rahmenbedingungen
Inhaltlich richtet sich der Anspruch gem. § 24 Abs. 4 SGB VIII
(Fassung GaFöG) auf „Förderung“ des Kindes. Anspruchser-
füllend kann insofern nur ein Förderungsangebot sein, das
eine Förderung iSv § 24 SGB VIII beinhaltet. Die inhaltlichen
Grundsätze für die Förderung von Kindern in Tageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege, auf die sich der Rechtsanspruch
nach § 24 Abs. 4 SGB VIII richtet, werden in § 22 SGB VIII be-
schrieben.11 Auch wenn in § 24 SGB VIII nicht ausdrücklich
ein Anspruch auf eine „qualitativ hochwertige Förderung“ ge-

regelt ist, setzt Förderung iSv § 22 SGB VIII doch bereits für 
sich genommen ein Mindestmaß an qualitativen Ressourcen 
voraus, die für die Erfüllung des Ziels des Rechtsanspruchs 
und insbesondere die Gewährleistung von Chancengleichheit 
für alle Schulkinder und vom Abbau von Benachteiligungen 
von gravierender Bedeutung sind.12 Erfüllt werden kann der 
Rechtsanspruch auf Förderung nur, wenn in der angebotenen 
Tageseinrichtung gewährleistet ist, dass vor allem in Bezug auf 
die Gruppengrößen, die Qualifizierung der Betreuungsperso-
nen und den Personalschlüssel, aber auch auf die räumliche 
und sächliche Ausstattung Förderung stattfinden kann.13 Da 
das SGB  VIII hinsichtlich der genauen Anforderungen und 
der Qualität nur einen sehr allgemeinen bundesrechtlichen 
Rahmen setzt, braucht es landesrechtliche Konkretisierungen 
(§ 26 SGB VIII).14

a) Erziehung, Bildung und Betreuung als notwendige
Leistungsinhalte
Gem. §  22 Abs.  2 SGB  VIII umfasst der Förderauftrag aus-
drücklich Erziehung, Bildung und Betreuung. Mit dieser
Begriffs-Trias ist ein umfassender, ganzheitlicher Sozialisa-
tionsauftrag zur Erreichung der Förderziele nach § 22 Abs. 2
SGB VIII gemeint, bei dem die erwähnten einzelnen Elemente 
zusammenwirken sollen.15 Mit dem Tagesbetreuungsausbau-
gesetz (TAG) wurden der Erziehungsauftrag an den Anfang der 
Aufzählung und der Betreuungsauftrag an das Ende gestellt.
Mit der damit verbundenen Hervorhebung des Erziehungs-
auftrags stehen das Kind und sein Recht auf Förderung der
Entwicklung und auf Erziehung zu einer selbstbestimmten,
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlich-
keit (§ 1 Abs. 1 SGB VIII) im Vordergrund der Förderung.16 Dies 
macht ua kindgerechte Gestaltungs- und Mitbestimmungs-

5	 Institut für soziale Arbeit e. V. (ISA)/Münder ua Expertise zur landesrechtlichen 
Umsetzung des Artikel 1 Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch – 
Ganztagsförderungsgesetzes (GaFöG) vom 2. Oktober 2021 in Nordrhein- 
Westfalen, 2022, 31, abrufbar unter www.ganztag-nrw.de/uploads/media/
ISA_Expertise_GaFoeG_NRW_final.pdf, Abruf: 16.10.2023.

6	 S. dazu Meysen/Beckmann Rechtsanspruch U3, 2013, Rn. 306 ff.
7	 S. etwa Wiesner/Wapler/Schweigler SGB VIII § 24 Rn. 40 ff. (Fn. 1).
8	 Jans ua/Happe/Saurbier SGB VIII, Stand: 5/2008, SGB VIII § 24 Rn. 24.
9	 VG Cottbus 23.8.2022 – 8 L 220/22.
10	 Zur Frage des Wunsch- und Wahlrechts bei einem Regelangebot an einer 

Schule, das ausschließlich in Anspruch genommen werden kann, s. Meysen/
Beckmann Rn. 387 ff. (Fn. 6).

11	 Dazu auch Deutscher Caritasverband e. V. Qualität im Ganztag. Hinweise 
des Deutschen Caritasverbandes zur Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsförderung für Grundschulkinder ab dem Schuljahr 2026/2027 
vom 25.4.2023, 6, abrufbar unter www.caritas.de/fuerprofis/stellung-
nahmen/24-04-2023-grundschulkinder-haben-ein-recht-auf-ganztaegig-
gute-erziehung-bildun, Abruf: 16.10.2023.

12	 S. dazu auch Stiftung Mercator GmbH/Wrase Einheitliche Qualitätskriterien für 
den Ganztag im Grundschulalter, 2019, 20 f., abrufbar unter www.stiftung-
mercator.de/content/uploads/2020/12/Gutachten_Ganztag_CS6_V11_RZ_di-
gital.pdf, Abruf: 16.10.2023.

13	 Meysen/Beckmann Rn. 46 ff., 313 (Fn. 6); Krug/Riehle/Riehle SGB VIII, Stand: 
7/2008, SGB VIII § 24 Rn. 44.

14	 S. entspr. Forderungen auch Deutscher Caritasverband e. V. 2 (Fn. 11).
15	 Hauck/Noftz/Grube SGB VIII, Stand: 1/2023, SGB VIII § 22 Rn. 69.
16	 GK-SGB VIII/Gerstein, Stand: 6/2022, SGB VIII § 22 Rn. 9.

http://www.ganztag-nrw.de/uploads/media/ISA_Expertise_GaFoeG_NRW_final.pdf
http://www.ganztag-nrw.de/uploads/media/ISA_Expertise_GaFoeG_NRW_final.pdf
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möglichkeiten der zu fördernden Kinder besonders wichtig.17 
Reine Betreuungsangebote genügen diesem Anspruch nicht.18 

Dieser umfassende Förderauftrag gilt ebenso für Schulkin-
der,19 da auch nach § 24 Abs. 4 SGB VIII (Fassung GaFöG) der 
Anspruch auf „Förderung“ auf sie bezogen ist.

b) Qualitätsanforderungen im Hinblick auf Gruppen-
größen und Personalschlüssel
Was die Gruppengrößen und Personalschlüssel sowie Fach-
kraft-Kind-Relationen anbelangt, so finden sich im SGB VIII
keine konkretisierenden Vorgaben. Regelmäßig enthalten die 
landesrechtlichen Ausführungsgesetze zum SGB VIII Vorgaben 
in Bezug auf diese Kriterien. Dabei handelt es sich teilweise
um Mindestanforderungen in Bezug auf die Erteilung einer
Betriebserlaubnis für eine Tageseinrichtung (§ 49 SGB VIII),
teilweise aber auch um eine inhaltliche Ausgestaltung der
Förderung in Tageseinrichtungen (§  26 SGB  VIII). Auch die
Regelungen, die sich auf die Voraussetzungen für die Betriebs-
erlaubnis beziehen, können, da sie Mindestbedingungen für
das Kindeswohl darstellen, jedenfalls als Grundvorausset-
zungen auch für die Erfüllung des Förderauftrags gewertet
werden. Allerdings enthalten nicht alle landesgesetzlichen
Bestimmungen Vorgaben explizit für Tageseinrichtungen für
Grundschulkinder, sondern zT nur für jüngere Kinder oder
für altersgemischte Gruppen/Einrichtungen, sodass hier mit-
unter Regelungsbedarf besteht.20

In Bezug auf die Vorgaben der einzelnen Bundesländer lässt 
sich feststellen, dass diese teilweise erheblich divergieren und 
somit deutlich unterschiedliche Rahmenbedingungen in Be-
zug auf die Qualität des Förderangebots beinhalten.21 

Rechtlich gilt es zu berücksichtigen, dass die landesrechtliche 
Konkretisierung von Förderung den bundesrechtlichen Anfor-
derungen an das Vorliegen von Förderung entsprechen muss. 
Andernfalls würde es sich nicht um Konkretisierungen, son-
dern Absenkungen des verbindlich geltenden Bundesrechts 
handeln. Folglich müssen im Landesrecht jedenfalls wissen-
schaftlich begründete Mindeststandards für die Erfüllung des 
Förderauftrags beachtet werden. Allerdings sind nach Kennt-
nis des Instituts Mindeststandards für die Personalbemessung 
in der Ganztagsförderung von Kindern im Grundschulalter 
leider noch nicht erarbeitet worden, sodass diesbezüglich For-
schungsbedarf besteht.22 Die vorhandenen landesrechtlichen 
Vorgaben müssen aber mindestens eingehalten werden, damit 
eine Erfüllungswirkung in Bezug auf den Rechtsanspruch ein-
treten kann.

c) Anforderungen an die Eignung und Qualifizierung
der Betreuungspersonen
Weitere Voraussetzung für die Erfüllung des Förderauftrags
und somit für die Erfüllung des Rechtsanspruchs ist, dass die
in der Tageseinrichtung tätigen Betreuungspersonen hinrei-
chend geeignet und qualifiziert sind. 

Zwar gilt das ausdrückliche Fachkräftegebot des § 72 SGB VIII 
unmittelbar nur für die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und damit für kommunal betriebene Tageseinrichtungen, 
nicht jedoch für Einrichtungen in freier Trägerschaft. Auch 
für Angebote in freier Trägerschaft müssen aber die Eignung 
und Qualifizierung der beschäftigten Personen für die kon-
krete Aufgabe gegeben sein, die regelmäßig Voraussetzung für 
die finanzielle Förderung sind.23 Da § 72 SGB VIII wesentliche 
fachpolitisch begründete Hinweise auf die Anforderungen 
an die Eignung im Bereich der Aufgabenerfüllung nach dem 
SGB VIII stellt, können die dort enthaltenen Vorgaben jeden-
falls orientierend für die Bewertung der Qualifizierung auch 
bei Trägern der freien Jugendhilfe herangezogen werden. 
Letztlich ist entscheidend, ob die in den Tageseinrichtungen 
für die Wahrnehmung des umfassenden Förderauftrags be-
schäftigten Personen für diese Aufgabe fachlich hinreichend 
qualifiziert sind.24

Dabei werden unter Bezugnahme auf Zielsetzung und Prin-
zipien nach dem SGB VIII vornehmlich unter den Aspekten 
wachsender Instabilität von Familien sowie der Funktion von 
Tageseinrichtungen als ganzheitliche Bildungs- und Lernorte 
hohe Anforderungen an Mitarbeitende von Tageseinrichtun-
gen gestellt.25 In Bezug auf diese Anforderungen an die ganz-
heitliche Erfüllung des Förderauftrags wird aus fachlicher Per-
spektive vom Erfordernis einer staatlich anerkannten Grund-
ausbildung –  insbesondere als Erzieher  – ausgegangen und 
für die Gruppenleitung eine Ausbildung auf Fachschulebene 
verlangt.26 In Betracht kommen aber, gerade in der Zusam-
menarbeit im Team, auch andere und unterschiedliche Qua-
lifikationen, solange diese fachlich der Tätigkeit entsprechen. 
Im Hinblick auf den pädagogischen Fachkräftemangel werden 

17	 Deutscher Caritasverband e. V. 7 (Fn. 11).
18	 S. dazu Bundesverband Caritas Kinder- und Jugendhilfe e. V. (BVkE) Rechts-

anspruch auf Ganztagesbetreuung für Kinder im Grundschulalter, 2020, 2, 
abrufbar unter www.bvke.de/projekte/zukunft-ganztagesbetreuung/zukunft-
ganztagesbetreuung, Abruf: 16.10.2023.

19	 S. dazu Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e. V. (ASB) ua Aufruf für eine 
qualitativ hochwertige Umsetzung des Ganztagsförderungsgesetzes, 2023, 
1, abrufbar unter www.asb.de/application/files/7416/8387/8799/Verbaende-
Aufruf_fuer_einen_guten_Ganztag_05_2023.pdf, Abruf: 16.10.2023.

20	 S. AWO Bundesverband e. V./Münder Verortung zentraler Qualitätsdimensio-
nen bei der ganztägigen Förderung von Schulkindern. Rechtsexpertise, 2021, 
18, abrufbar unter https://awo.org/sites/default/files/2021-04/RECHTSEX-
PERTISE%20QUALIT%C3%84T%20IM%20GANZTAG_M%C3%9CNDER_
April%202021_0.pdf, Abruf: 16.10.2023.

21	 Zu den Auswirkungen des Fachkräftemangels und der Situation in den Bun-
desländern s. Bertelsmann Stiftung/Bock-Famulla ua Fachkräfte-Radar für 
KiTa und Grundschule 2022, 2022, abrufbar unter www.bertelsmann-stiftung.
de/de/publikationen/publikation/did/fachkraefte-radar-fuer-kita-und-grund-
schule-2022-all, Abruf: 16.10.2023.

22	 Bertelsmann Stiftung/Bock-Famulla ua (Fn. 21); zu (auch landesrechtlich) ein-
zuhaltenden wissenschaftlich begründeten Mindeststandards s. in Bezug auf 
die unter dreijährigen Kinder Meysen/Beckmann Rn. 69 (Fn. 6); zu entspr. 
fachpolitischen Forderungen s. ASB ua 2 (Fn. 19).

23	 ISA/Münder ua 62 (Fn. 5).
24	 Zur Qualifikation und kontinuierlichen Fortbildung vgl. Stiftung Mercator 

GmbH/Wrase 19 (Fn. 12).
25	 Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Landesjugendämter Das Fachkräftegebot 

des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, 2005, 18, abrufbar unter www.bagljae.
de/downloads/094_fachkraeftegebot_2005.pdf, Abruf: 16.10.2023.

26	 BAG Landesjugendämter 18 (Fn. 25); Meysen/Beckmann Rn. 72 (Fn. 6).
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ausdrücklich auch Nachqualifizierungen von Betreuungsper-
sonen, die bereits aktuell im Ganztag tätig sind, empfohlen.27 
Was ehrenamtlich Engagierte betrifft, so wird davon ausgegan-
gen, dass sie nur als Ergänzung der erforderlichen Personal-
ausstattung angesehen werden können.28

In den Ausführungsgesetzen der Bundesländer zum SGB VIII, 
die für die Träger der öffentlichen Jugendhilfe verbindlich 
sind, werden idR ebenfalls pädagogische „Fachkräfte“ ge-
fordert.29 Diese werden allerdings unterschiedlich definiert, 
und teilweise wird zwischen den unterschiedlichen Funktio-
nen (Leitung, Mitarbeitende) unterschieden. In Bayern bspw. 
kommen als Fachkräfte in der Tagesbetreuung insbesondere 
Personen mit einer fachtheoretischen und fachpraktischen 
sozialpädagogischen Ausbildung oder einer Gleichwertig-
keitsanerkennung in Betracht.30 In Hessen können neben 
einer Leitung mit einschlägiger Ausbildung unter bestimm-
ten Voraussetzungen für die Mitarbeit auch Personen mit 
fachfremder Ausbildung und einschlägiger Berufserfahrung 
bei gleichzeitiger Auflage, eine sozialpädagogische Ausbildung 
aufzunehmen, beschäftigt werden.31

Was die individuelle Eignung der Betreuungspersonen be-
trifft, so ist gem. § 72a SGB VIII die Nichtbeschäftigung von 
einschlägig vorbestraften Personen sicherzustellen.32 Diese 
Vorgabe gilt sowohl für kommunale Einrichtungen gem. § 72a 
Abs. 1, 3 SGB VIII als auch über Vereinbarungen gem. § 72a 
Abs. 2, 4 SGB VIII für Einrichtungen in freier Trägerschaft.

5. Zeitlicher Umfang des Rechtsanspruchs
Der Rechtsanspruch besteht gem. § 24 Abs. 4 S. 2 SGB VIII (Fas-
sung GaFöG) an Werktagen – also von Montag bis Freitag (§ 7
Abs. 3 SGB VIII) – im Umfang von acht Std. täglich. Für indivi-
duelle Bedarfe, die über acht Std. hinausgehen, bleibt es bei
der objektiv-rechtlichen Verpflichtung zur Hinwirkung auf ein 
bedarfsgerechtes Angebot (§ 24 Abs. 4 S. 5 SGB VIII [Fassung
GaFöG]).33

Grundsätzlich besteht der Rechtsanspruch auch während der 
Schulferien.34 Gem. § 24 Abs. 4 S. 4 SGB VIII (Fassung GaFöG) 
ist allerdings die landesrechtliche Regelung einer Schließzeit 
von bis zu vier Wochen jährlich während der Schulferien mög-
lich.

III. Erfüllungswirkung schulischer Angebote

Nach § 24 Abs. 4 S. 3 SGB VIII (Fassung GaFöG) gilt der An-
spruch des Kindes auf Förderung in Tageseinrichtungen im 
zeitlichen Umfang des Unterrichts sowie der Angebote der 
Ganztagsgrundschulen, einschließlich der offenen Ganztags-
grundschulen, als erfüllt.35

1. Erfüllung im zeitlichen Umfang des schulischen
Angebots
Auf den zeitlichen Umfang des Rechtsanspruchs (werktäglich
acht Std.) auf Förderung in einer Tageseinrichtung werden so-

mit die Zeiten vorhandener schulischer Angebote im Ganztag 
und Offenen Ganztag angerechnet.36

Für die Erfüllungswirkung gilt dabei die Existenz des schu-
lischen Angebots; die Inanspruchnahme durch die Kinder 
ist nicht erforderlich.37 Der Rechtsanspruch gegenüber dem 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 24 Abs. 4 SGB VIII 
(Fassung GaFöG) ist daher auch erfüllt, wenn ein Kind bzw. 
seine Erziehungsberechtigten lieber ein Jugendhilfeangebot 
als ein vorhandenes freiwilliges schulisches Angebot in An-
spruch nehmen würden.

2. Inhaltliche Erfüllungswirkung
Fraglich ist allerdings, ob die Erfüllungswirkung auch für
freiwillige schulische Angebote im Offenen Ganztag eintreten 
kann, wenn diese inhaltlich nicht einer Förderung nach § 24
Abs. 4 SGB VIII (Fassung GaFöG) entsprechen. Diese Frage stellt 
sich, weil die Schulen bei der Ausgestaltung ihrer Angebote an 
die landesrechtlichen Regelungen der Schulgesetze, nicht aber 
an die des SGB VIII gebunden sind38 und daher theoretisch
einen völlig anderen Inhalt und eine völlig andere Qualität ha-
ben können als Jugendhilfeangebote nach dem SGB VIII. Wenn 
freiwillige schulische Angebote hinsichtlich der Qualität von
einer „Förderung“ iSd SGB  VIII abweichen, ergäbe sich aus
einer gleichwohl eintretenden Erfüllungswirkung eine Un-
gleichbehandlung zwischen den Kindern, die eine Förderung 
nach § 24 Abs. 4 SGB VIII in Anspruch nehmen können, und
denjenigen Kindern, die auf das freiwillige schulische Angebot 
verwiesen sind.

Nach dem Wortlaut des § 24 Abs. 4 S. 3 SGB VIII (Fassung Ga-
FöG) tritt die Erfüllungswirkung im „zeitlichen Umfang der 
Angebote“ der Schulen ein. Dass die Regelung keine Aussagen 
zu inhaltlichen Aspekten trifft, die das Angebot erfüllen müss-

27	 Deutscher Caritasverband e. V. 9 (Fn. 11).
28	 Deutscher Caritasverband e. V. 9 (Fn. 11).
29	 S. etwa § 15 AVBayKiBiG (Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Kin-

derbildungs- und -betreuungsgesetzes), § 10 Abs. 1 KitaG Bbg, § 21 Abs. 1 
KiFöG LSA (Kinderförderungsgesetz Sachsen-Anhalt).

30	 § 16 Abs. 2 AVBayKiBiG.
31	 § 25b Abs. 2 Nr. 2 HKJGB (Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch).
32	 S.a. BT-Drs. 19/29764, 28.
33	 LPK-SGB VIII/Kaiser SGB VIII § 24 Rn. 38 (Fn. 1).
34	 LPK-SGB VIII/Kaiser SGB VIII § 24 Rn. 38 (Fn. 1).
35	 Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf den Nachrang der Pflichten 

der Kinder- und Jugendhilfe gegenüber den Verpflichtungen der Schulen gem. 
§ 10 Abs. 1 SGB VIII. Soweit in den Schulgesetzen der Bundesländer daher ein 
eindeutiger schulrechtlicher Anspruch auf ganztägige Förderung an Grund-
schulen geregelt ist, so bestünde für die Förderung von Schulkindern in Tages-
einrichtungen nach § 24 Abs. 4 SGB VIII (nur) eine Leistungspflicht im Rahmen 
der Ausfallbürgschaft, wenn vor Ort trotz schulrechtlichen Anspruchs kein
(qualitativ ausreichendes) Förderangebot der Schulen besteht; zum Vorrang 
schulrechtlicher Ansprüche und dem Erfordernis von Leistungskongruenz 
s. Stiftung Mercator GmbH/Wrase 36 f. (Fn. 11).

36	 Wiesner/Wapler/Schweigler SGB VIII § 24 Rn. 72 (Fn. 1); zur Frage des Vor-
rang-Nachrang-Verhältnisses zwischen dem Rechtsanspruch und evtl. schul-
rechtlichen eigenen Förderverpflichtungen bzw. Rechtsansprüchen s. Wies-
ner/Wapler/Schweigler SGB VIII § 24 Rn. 72 (Fn. 1); FK-SGB VIII/Beckmann 
SGB VIII § 24 Rn. 64 (Fn. 1).

37	 ISA/Münder ua 33 (Fn. 5).
38	 ISA/Münder ua 36 (Fn. 5).
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te,39 spricht dafür, dass tatsächlich allein der zeitliche Umfang, 
nicht aber der Inhalt des schulischen Angebots relevant ist. Al-
lerdings erscheint es nach hiesiger Einschätzung im Hinblick 
auf die gesetzgeberische Intention des Abbaus von Benachtei-
ligung40 problematisch, bei jeglichen Angeboten unabhän-
gig von ihrer Qualität eine Erfüllungswirkung anzunehmen. 
Gegen die Erfüllungswirkung spricht insbesondere, dass dies 
bei fehlenden einheitlichen Vorgaben und Standards für schu-
lische Angebote zu großen qualitativen Unterschieden in der 
Qualität der Schulkinderbetreuung führen könnte. Dies wäre 
aus jugendhilferechtlicher Perspektive schwer in Einklang 
mit den Verpflichtungen zum Abbau von Benachteiligung und 
gleichberechtigter Teilhabe (§ 1 SGB VIII) zu bringen.41 

Aus den genannten Gründen spricht nach hiesiger Auffassung 
viel dafür, dass ein freiwilliges schulisches Betreuungsange-
bot, das hinter den inhaltlichen Anforderungen an eine För-
derung in einer Tageseinrichtung nach § 22 SGB VIII zurück-
bleibt, keine Erfüllungswirkung hat.42 Entsprechend lautete 
eine Empfehlung vor Einführung des Rechtsanspruchs, die 
Erfüllungswirkung durch ausdrückliche Aufnahme eines Pas-
sus zu ergänzen, wonach das schulische Angebot zumindest 
„gleichwertig“ sein müsse, also qualitativ nicht wesentlich 
hinter dem Förderanspruch zurückstehen dürfe, damit der 
Rechtsanspruch als gedeckt gelte.43 Obwohl ein solcher Pas-
sus mit dem GAFöG nicht aufgenommen wurde, gilt es, die 
gesetzliche Regelung  gleichwohl entsprechend auszulegen. 
Beispiel für ein Ganztagsangebot ohne Erfüllungswirkung 
wäre im Hinblick auf unter II. beschriebene Förder-Trias der 
Erziehung, Bildung und Betreuung eine schulisch organisierte 
freiwillige Hausaufgabenbetreuung, die neben der reinen Be-
aufsichtigung durch fachlich nicht qualifiziertes Personal kei-
nerlei Unterstützung in Bezug auf Hausaufgaben und weitere 
Förderangebote für die Kinder umfasst.44 

Auch wenn man den Eintritt der Erfüllungswirkung mit der 
hiesigen Auffassung ablehnt, ist es freilich möglich, dass Er-
ziehungsberechtigte für ihre Kinder ein solches Angebot der 
Schulen in Anspruch nehmen und insofern keinen Bedarf 
mehr an einem Platz in einer Tageseinrichtung im Rahmen 
ihres Anspruchs nach § 24 Abs. 4 SGB VIII (Fassung GaFöG) 
haben. Jedoch ist dann gegenüber den anspruchsberechtig-
ten Kindern bzw. ihren Personensorgeberechtigten durch den 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe als Leistungsverpflichte-
tem nur der Verweis auf ein schulisches Angebot zulässig, das 
den Anforderungen an eine „Förderung“ nach dem SGB VIII 
entspricht.

IV. Auswirkungen auf die Kooperationsbeziehungen
zu den Schulen

Die Frage der Erfüllungswirkung hat keine Auswirkungen 
auf die Pflichten der Schulen zur Vorhaltung eines entspre-
chenden bedarfsgerechten Angebots, da sich diese nach den 
Schulgesetzen der Bundesländer und nicht nach dem SGB VIII 
richten.45 Die Qualität von schulischen Betreuungsangeboten 

liegt in der Verantwortung der Länder; sie sind nicht an die 
Vorgaben für den Förderanspruch nach § 24 Abs. 4 SGB VIII 
gebunden. Gleichwohl ist nicht nur aus dem Blickwinkel der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die sich auf die Erfül-
lungswirkung berufen möchten, sondern auch aus dem der 
Schulen eine gute Kooperation bei den Bemühungen um einen 
qualitativen Ganztag wichtig. Aus Perspektive der öffentlichen 
Jugendhilfe ist für die Erfüllungspflicht die Kooperation nach 
§ 81 SGB VIII46 zur Beförderung der notwendigen Qualität al-
ler Angebote besonders wichtig.47 Auch unabhängig von der
Frage der rechtlichen Erfüllungswirkung ist im Interesse der
Schüler, die sowohl Angebote der Kinder- und Jugendhilfe als 
auch schulische Angebote in Anspruch nehmen, ein verant-
wortlicher abgestimmter, verbindlicher fachpolitischer und
konzeptioneller Rahmen für den Erziehungs-, Bildungs- und
Betreuungsauftrag unbedingt erforderlich.48 

Fachpolitisch bedarf es einer Verantwortungsgemeinschaft 
zwischen den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe sowie den 
Schulträgern, die sich in der landesrechtlichen Gestaltung 
sowohl der Ausführungsgesetze zum SGB  VIII als auch der 
Schulgesetze niederschlagen sollte.49 Ziel der Verantwortungs-
gemeinschaft ist dabei zur Ermöglichung gleichberechtigter 
Teilhabe ein qualitativ hochwertiges Förderangebot für alle 
Grundschüler. Insofern wird politisch bis zum Inkrafttreten 
des Rechtsanspruchs eine Harmonisierung der schulgesetz-
lichen Regelungen mit den Vorschriften nach dem SGB VIII 
und den entsprechenden Ausführungsgesetzen der Länder 
gefordert.50 Diesbezüglich ist insbesondere der Prozess der 
Kultusministerkonferenz (KMK) in Abstimmung mit der Ju-

39	 ISA/Münder ua 36 (Fn. 5).
40	 Dazu s. BT-Drs. 19/29764, 1, 13.
41	 Dagegen kann allein daraus, dass für ein schulisches Angebot keine Betriebs-

erlaubnis gem. § 45 SGB VIII vorliegt, nicht geschlossen werden, dass das 
schulische Angebot keine Erfüllungswirkung hat. Denn schulische Angebote, 
die der Schulaufsicht unterliegen, sind nicht betriebserlaubnispflichtig, gerade 
weil sie dieser unterliegen. Würde für die Erfüllungswirkung stets das Vorlie-
gen einer Betriebserlaubnis gefordert, so könnten schulische Ganztagsange-
bote mit schulischer Aufsicht gar keine Erfüllungswirkung entfalten, was nicht 
der Intention des Gesetzgebers entspricht.

42	 S. auch Wrase mit Überlegungen zum Erfordernis eines gleichwertigen schu-
lischen Betreuungsangebots als Voraussetzung für die Erfüllungswirkung in 
Stiftung Mercator GmbH/Wrase 37 (Fn. 12).

43	 Stiftung Mercator GmbH/Wrase 37 (Fn. 12).
44	 S. zur entspr. fachlichen Forderung auch ASB ua 1 (Fn. 19); Stiftung Mercator 

GmbH/Wrase 35 ff. (Fn. 12).
45	 DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2022, 497 (498 f.); ISA/Münder ua 36 (Fn. 5); 

dazu und zur Gesetzgebungskompetenz der Länder für den Bereich der 
Schule: Stiftung Mercator GmbH/Wrase 35 ff. (Fn. 12).

46	 Zu den bundesrechtlichen Kooperationsverpflichtungen: ISA/Münder ua 37 f. 
(Fn. 5).

47	 Zur Abstimmung der Planungsprozesse: ISA/Münder ua 76 (Fn. 5); Deutscher 
Caritasverband e. V. 11 (Fn. 11); zu den bundesrechtlichen Kooperationsver-
pflichtungen ISA/Münder ua 37 f. (Fn. 5).

48	 Bertelsmann Stiftung/Bock-Famulla ua 7 (Fn. 21); Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e. V. (Der Paritätische Gesamtverband) 
Paritätische Eckpunkte zur Einführung eines Rechtsanspruchs auf ganztägige 
Erziehung, Bildung und Betreuung für Kinder im Grundschulalter, 2020, 2, ab-
rufbar unter www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Schwerpunkte/
Bildung/doc/Paritaetische_Eckpunkte_GTB_GSK.pdf, Abruf: 16.10.2023;  
ASB ua 2 (Fn. 19); Stiftung Mercator GmbH/Wrase 19 (Fn. 12).

49	 ISA/Münder ua 80 (Fn. 5).
50	 Deutscher Caritasverband e. V. 3 (Fn. 11).

http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Schwerpunkte/Bildung/doc/Paritaetische_Eckpunkte_GTB_GSK.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Schwerpunkte/Bildung/doc/Paritaetische_Eckpunkte_GTB_GSK.pdf
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gend- und Familienministerkonferenz der Länder (JFMK) 
hervorzuheben, ein Papier mit Qualitäts-Empfehlungen für 
die Ganztagsangebote für Grundschulkinder in Deutschland 
zu erarbeiten.51 Es ist zu empfehlen, dass bei der Entwicklung 
dieser Qualitätskriterien die bundesrechtlichen Rahmenan-
forderungen an die Förderung von Kindern in Tageseinrich-
tungen beachtet werden.

V. Zusammenfassung und Ausblick

Der Rechtsanspruch auf Förderung nach § 24 Abs. 4 SGB VIII 
in der Formulierung, wie er mit dem GAFöG verabschiedet 
wurde, richtet sich auf eine „Förderung in einer Tagesein-
richtung“ gem. §§ 22 ff. SGB VIII. Das Förderangebot, mit dem 
der Anspruch erfüllt werden kann, umfasst daher eine um-
fassende Förderung entsprechend der Förder-Trias Erziehung, 
Bildung und Betreuung durch fachlich hinreichend qualifi-
zierte und geeignete Betreuungspersonen bei einem ausrei-
chenden Fachkräfte-Schlüssel.

Anspruchsverpflichtete der Betreuungsansprüche nach § 24 
SGB VIII sind die örtlich zuständigen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe. Der Rechtsanspruch richtet sich insofern als Leis-
tung des SGB VIII grundsätzlich nicht an die Schulen, deren 
Pflichten sich nach den Schulgesetzen der Bundesländer rich-
ten. Vor Ort vorhandene schulische Ganztagsangebote sind für 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe allerdings im Hinblick 
auf ihre in § 24 Abs. 4 SGB VIII (Fassung GaFöG) vorgesehene 
Erfüllungswirkung52 relevant: Danach gilt der gegenüber 
dem öffentlichen Jugendhilfeträger bestehende Rechtsan-
spruch im Umfang des Unterrichts sowie der Angebote der 
Ganztagsgrundschulen, einschließlich der offenen Ganztags-
grundschulen, als erfüllt. Im Hinblick auf diese Erfüllungs-
wirkung wird hier unter Bezugnahme auf die Intention des 
Gesetzgebers zur Herstellung von Chancengleichheit durch 

ein qualitativ hochwertiges Betreuungsangebot vertreten, dass 
in Bezug auf freiwillige schulische Angebote ausschließlich die 
Erfüllungswirkung eines Angebots eintreten kann, das dem 
Inhalt des Rechtsanspruchs (Erfüllung der Förder-Trias von 
Erziehung, Bildung und Betreuung durch hinreichend qualifi-
zierte Betreuungspersonen) gerecht wird. Wo solche Angebote 
nicht vorhanden sind, ist daher der Rechtsanspruch durch 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe durch ein qualitativ 
ausreichendes Platzangebot zu erfüllen. Der Kooperation zwi-
schen Jugendhilfe und Schule, einer abgestimmten Planung 
sowie der Entwicklung einheitlicher Qualitätskriterien kommt 
(auch) insofern entscheidende Bedeutung zu.

In Zeiten des Fachkräftemangels, in denen die Kinder- und 
Jugendhilfe bereits jetzt in vielen Leistungs- und Aufgaben-
bereichen an ihre Grenzen stößt, kann die Berufung auf die 
qualitativen Anforderungen des Ganztagsanspruchs lebens-
fern erscheinen. Nach hiesiger Einschätzung gilt es, dem Fach- 
kräftemangel allerdings –  sowohl im Bereich der Kinderta-
gesbetreuung als auch bei anderen Leistungen – im Interesse 
sowohl der jungen Menschen als auch der Jugendhilfe selbst 
nach Möglichkeit mit anderen Mitteln als einer Absenkung von 
Qualitätsstandards zu begegnen. Dabei mag auch die Frage 
diskutiert werden, ob Betreuungsansprüche, die der Chan-
cengleichheit dienen sollen, in Zeiten von Ressourcenknapp-
heit nicht anstelle einer qualitativen Begrenzung eher eine 
quantitative Begrenzung bzw. eine Kombination aus einem 
bedarfsunabhängigen Grundanspruch mit zeitlicher Auswei-
tung (nur) bei individuellem Bedarf vertragen könnten.

51	 Deutscher Caritasverband e. V. 4 (Fn. 11); vgl. JFMK 2023, abrufbar unter 
https://jfmk.de/, Abruf: 16.10.2023.

52	 Zur Frage des Vorrang-Nachrang-Verhältnisses zwischen dem Rechtsan-
spruch und evtl. schulrechtlichen eigenen Förderverpflichtungen bzw. Rechts-
ansprüchen s. Fn. 35.


